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Empfehlung fir eine
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Polens 2013

mit einer Stellungnahme des Rates zum K onver genzpr ogramm Polens fur die Jahre
2012 bis 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken', insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

auf Empfehlung der Européischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhdrung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwégung nachstehender Griinde:

() Am 26. Méarz 2010 stimmte der Europaische Rat dem Vorschlag der Kommission zu,
eine auf eine verstdrkte Koordinierung der Wirtschaftspolitiken gestitzte neue
Strategie fur Beschéftigung und Wachstum (,, Europa 2020) auf den Weg zu bringen,
deren Schwerpunkt auf den Schitisselbereichen liegt, in denen Mal3nahmen notwendig
sind, um Europas Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu
steigern.

(20 Am 13. Juli 2010 nahm der Rat auf der Grundlage der Vorschlége der Kommission
eine Empfehlung zu den Grundziigen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und
der Union (2010 bis 2014) an und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss Uber
Leitlinien fir beschaftigungspolitische MaRnahmen der Mitgliedstaaten®, die
zusammen die ,integrierten Leitlinien* bilden. Die Mitgliedstaaten wurden
aufgefordert, die integrierten Leitlinien bel ihrer nationalen Wirtschafts- und
Beschéaftigungspolitik zu berlicksichtigen.

ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.

COM(2013) 371 final.

P7_TA(2013)0052 und P7_TA(2013)0053.

Beschluss 2013/208/EU des Rates vom 22. April 2013.
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Am 29.Juni 2012 beschlossen die Staats- und Regierungschefs einen ,Pakt fir
Wachstum und Beschéftigung®, der einen koharenten Rahmen fir Mal3nahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten, der EU und des Euro-Wahrungsgebiets unter Nutzung aller
verfligbaren Hebel, Instrumente und Politiken bildet. Sie beschlossen Malinahmen auf
Ebene der Mitgliedstaaten, wobei insbesondere die feste Entschlossenheit bekundet
wurde, die Ziele der Strategie Europa 2020 zu verwirklichen und die
|anderspezifischen Empfehlungen umzusetzen.

Am 6. Juli 2012 nahm der Rat eine Empfehlung zum nationalen Reformprogramm
Polens fir 2011 an und gab ene Stellungnahme zum aktualisierten
Konvergenzprogramm Polens fir den Zeitraum 2011 bis 2015 ab.

Am 28. November 2012 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht® an, mit
dem das Europdische Semester 2013 zur Koordinierung der Wirtschaftspolitik
eingeleitet wurde. Ebenfalls am 28. November 2012 nahm die Kommission auf der
Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 den Warnmechanismus-Bericht® an,
worin Polen nicht as einer der Mitgliedstaaten aufgeftihrt ist, fir die eine eingehende
Uberpriifung durchgefiihrt werden sollte.

Am 14. Mérz 2013 hilligte der Européische Rat die Prioritdten zur Sicherstellung von
Finanzstabilitdt, Haushaltskonsolidierung und wachstumsfreundlichen Mal3nahmen. Er
betonte die  Notwendigkeit, eine differenzierte,  wachstumsfreundliche
Haushaltskonsolidierung in Angriff zu nehmen, eine normale Kreditvergabe an die
Wirtschaft wiederherzustellen, Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu fordern, die
Arbeitdosigkeit zu bekdmpfen und die sozialen Folgen der Krise zu bewadltigen und
die Verwaltungen zu modernisieren.

Am 30. April 2013 Ubermittelte Polen sein Konvergenzprogramm 2013 fur den
Zeitraum 2012 bis 2016 und sein nationales Reformprogramm 2013. Um
wechselseitigen Zusammenhadngen Rechnung zu tragen, wurden beide Programme
gleichzeitig bewertet.

Polen unternahm 2011/2012 entsprechend der Empfehlung des Rates erhebliche
Konsolidierungsanstrengungen.  Angesichts  einer  sich  verschlechternden
weltwirtschaftlichen Lage wurde die Frist fir die Korrektur des Gbermaldigen Defizits
jedoch nicht eingehalten; hierfir ist mehr Zeit erforderlich. Ausgehend von der
Bewertung des Konvergenzprogramms 2013 gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97
des Rates hdt der Rat das den Haushaltsprojektionen des Programms zugrunde
liegende makrookonomische Szenario fir optimistisch. Insbesondere wird fur den
privaten Verbrauch und die privaten Investitionen eine stérkere Zunahme erwartet als
in der Frihjahrsprognose 2013 der Kommission, woraus sich fir 2013 eine insgesamt
hohere Wachstumsrate ergibt (1,5% gegeniber 1,1%). Mit der im Programm
beschriebenen Haushaltsstrategie wird darauf abgezielt, das Defizit bis 2013 (ein Jahr
nach der urspringlich im Rahmen des Defizitverfahrens vorgesehenen Frist 2012) auf
3,5 % des BIP zu bringen und bis 2016 das mittelfristige Haushaltsziel zu erreichen.
Im Konvergenzprogramm 2013 ist jedoch vorgesehen, dass das nominale Defizit erst
2015 weniger as 3% des BIP betragt. In Anbetracht der zu optimistischen
Wachstumsprognosen und Einnahmenprojektionen des Programms ist der Rat der
Ansicht, dass die von den Behotrden geplanten Konsolidierungsanstrengungen mit
einer tatsachlichen Korrektur des Uberméalligen Defizits bis 2013 nicht in Einklang zu
bringen sind, wenn nicht betréachtliche zusétzliche Mal3nahmen ergriffen werden, um
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die Anstrengungen fur dieses Jahr zu verstérken. Das Programm beruht auf einem
optimistischen Szenario und ist nicht gentigend durch genau dargelegte Mal3nahmen
untermauert, als dass damit die Korrektur des Defizits bis spétestens 2014
glaubwrdig sichergestellt wéare. Daher sind weitere Anstrengungen auf der Grundlage
detaillierter Mal3nahmen fir 2013 und 2014 notwendig. Der Staat hat die
Wachstumsphase vor der Krise nicht ausreichend genutzt, um die Struktur der
Offentlichen Ausgaben umzugestalten und dabei wachstumsfordernden Bereichen
Prioritdt einzuraumen. In dem Programm wird das bisherige mittelfristige
Haushaltsziel von -1 % des BIP bestétigt, was den Zielen des Paktes entspricht.
Ausgehend vom (neu berechneten) strukturellen Defizit wird das mittelfristige Ziel
den Prognosen zufolge nicht wie im Programm vorgesehen bis 2016 erreicht, da der
geplante jahrliche Fortschritt bei der Verwirklichung des mittelfristigen Ziels von
0,3 % des BIP (im strukturellen Bereich) im Jahr 2015 und 0,7 % des BIP im Jahr
2016 nicht ausreicht. Die Wachstumsrate der Staatsausgaben — unter Berlicksichtigung
diskretiondrer Mal3nahmen auf der Einnahmenseite — steht im Einklang mit dem im
Stabilitétss und Wachstumspakt fir den gesamten Programmzeitraum festgelegten
Richtwert. Es bedarf unter Umstdnden auch in den spdteren Programmjahren
zusétzlicher Anstrengungen sowie Verdnderungen der Zusammensetzung der
Anpassungsmal3nahmen, da Fortschritte auf dem Weg zum mittelfristigen
Haushaltsziel hauptsachlich von betrachtlichen  Ausgabenkirzungen bel  den
Offentlichen Investitionen abhéngen und es nicht gentugend detaillierte Mal3nahmen
zur Verwirklichung dieses Ziels gibt. Die offentliche Schuldenquote soll in Polen im
gesamten Programmgzeitraum weiterhin unter 60 % des BIP liegen. Den Prognosen der
nationalen Behorden zufolge bleibt sie bis 2014/2015 im Wesentlichen konstant bei
leicht Uber 55,5% des BIP und sinkt dann 2016, wogegen die Kommission in
Anbetracht etwaiger Risiken fiur die Konsolidierungsplane und fir zum
Schuldenabbau beitragende Elemente von einer Zunahme auf 59 % im Jahr 2014
ausgeht. Die Steuerehrlichkeit bleibt ein wesentlicher Aspekt bei der Bekémpfung der
Steuerhinterziehung, was unter anderem erfordert, den Verwaltungsaufwand fir
Steuerzahler zu verringern und die Effizienz der Steuerverwaltung zu steigern. Damit
der Erfolg der Konsolidierungsstrategie gesichert wird, ist es wichtig, die
Haushaltskonsolidierung durch umfassende Strukturreformen zu begleiten.

Der geringe Anteil wachstumsfordernder Ausgaben (solche fur Bildung, Forschung
und Innovation) und ricklaufige offentliche Investitionen beeintrachtigen die
langfristigen Wachstumsaussichten. Der polnische Gesundheitssektor leidet unter
einem eingeschrankten Zugang zur Versorgung und mangelnder Kosteneffizienz, und
die Ausgaben im Gesundheitswesen durften bedingt durch eine alternde Gesellschaft
mittel- bis langfristig noch erheblich steigen, wodurch sich die Belastung der
offentlichen Haushalte weiter erhoht. V erbesserungen kénnten durch einen Ausbau der
Grundversorgung und der Uberweisungssysteme erreicht werden und indem das
Potenzial fur Steigerungen der Kosteneffizienz in der Krankenhausversorgung
ausgeschopft wird.

Die polnische Regierung hat noch keine permanente, mit dem Europaischen System
Volkswirtschaftlicher ~ Gesamtrechnungen (ESVG) vereinbare Ausgabenregel
eingefihrt. Auch bei der mittelfristigen Planung und der Verbesserung der
Koordinierung zwischen den verschiedenen Regierungsebenen im Hinblick auf das
Haushaltsverfahren gibt es keine Fortschritte.

Die Jugendarbeitslosigkeit steigt, was im Wesentlichen daran liegt, dass die Bildung
und Ausbildung nur unzureichend am Bedarf des Arbeitsmarktes ausgerichtet ist. Es
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wurden zwar Reformen durchgefiihrt, um das Missverhéltnis zwischen vorhandenen
und verlangten Qualifikationen anzugehen; es ist aber nach wie vor notwendig, das
Angebot an Ausbildungspldizen und praxisorientiertem Lernen sowie die
Zusammenarbeit zwischen Schulen und Arbeitgebern auszubauen und die Qualitét des
Unterrichts zu verbessern. Die Umsetzung einer Jugendgarantie, aufbauend auf den
derzeitigen Anstrengungen, triige dazu bei, junge Menschen zu unterstiitzen und in
Beschéaftigung zu bringen. Der Anteil der Erwachsenen, die am Iebenslangen Lernen
teilhaben, ist immer noch sehr niedrig, und die Ubernahme der Strategie fir das
lebenslange L ernen steht noch aus.

Im Bereich der frihkindlichen Betreuung hat sich der polnische Staat darauf
konzentriert, das Programm fur Kleinkinder (Program Maluch) umzusetzen. Dadurch
hat sich die Zahl der Kindertagesstétten in den letzten zwel Jahren fast verdoppelt, sie
ist aber relativ gesehen immer noch aul3erordentlich niedrig und wird der Nachfrage
nicht gerecht. Polen hat nur wenig gegen die Uberméafdige Inanspruchnahme befristeter
Arbeitsverhéltnisse unternommen. Das Land hat EU-weit den dritthochsten Anteil
unfreiwillig befristet Beschéftigter, wovon besonders die Altersgruppe der 15- bis 24-
Jahrigen betroffen ist. Als Argument fur befristete Arbeitsvertrage wird oft angefuhrt,
dass sie Arbeitsosen helfen, wieder ins Erwerbsleben einzutreten, so dass sie spater
einen unbefristeten Vertrag bekommen koénnen; fir die meisten Betroffenen in Polen
scheint das jedoch nicht zuzutreffen. Die Uberméfdige Nutzung solcher Vertrdge
scheint vielmehr die Qualitét der Arbeitskréfte und die Produktivitét zu
beeintrachtigen, da befristet Beschéftigte normalerweise weniger
Fortbildungsmdglichkeiten haben. Darlber hinaus ist der Verdienstabstand zwischen
befristet und unbefristet Beschéftigten relativ hoch. Dadurch gehdrt Polen zu den
Landern in der EU, in denen Armut trotz Erwerbstétigkeit am haufigsten auftritt.
Aulerdem sind privatrechtliche Kettenvertrage mit erheblich eingeschranktem
sozidlem Schutz welit verbreitet. Dem Bericht der Regierung ,, Jugend 2011 zufolge
sind mehr als 50 % der jungen Arbeitskréfte auf der Grundlage solcher Vertrdge
beschéftigt.

Die Erwerbstétigenquote alterer Arbeitskréfte in Polen ist niedrig. Die Mdglichkeiten
fir den Vorruhestand wurden zwar betréchtlich eingeschrankt und es gab eine
algemeine Rentenreform, doch es besteht nach wie vor eine besondere
Rentenregel ung far Bergleute. Aul¥erdem werden durch das
Sozialversicherungssystem fur Landwirte (KRUS) Anreize fur Kleinlandwirte
geschaffen, hauptsachlich aus dem Grund im Landwirtschaftssektor zu verbleiben,
dass das Einkommen einzelner Landwirte in diesem System nicht genau
nachzuvollziehen ist. Dies fuhrt zu versteckter Arbeitslosigkeit in landlichen Gebieten,
hemmt Produktivitétssteigerungen und schrankt die regionale und sektortibergreifende
Mobilitét der Arbeitskréfte ein.

Polen gehort zu den EU-Landern, in denen die FUE-Ausgaben am niedrigsten sind,
und bei den Indikatoren fur die Innovationskraft im weiteren Sinne gehort es zu den
Landern, die am schlechtesten abschneiden. Das Verhdltnis der FUE-Ausgaben zum
BIP in Polen war 2011 eines der niedrigsten in der EU (0,77 %). Besonders im
privaten Bereich sind die FUE-Ausgaben niedrig (0,2 % des BIP im Jahr 2011).
Polnische Unternehmen haben sich bisher im Wesentlichen auf die Aufnahme von
Technologie beschrénkt, d. h. auf die Anwendung bereits vorhandener Technologien
durch Anlageinvestitionen. Dies hat zwar fur Produktivitdtssteigerungen und
Wirtschaftswachstum gesorgt, doch jetzt braucht Polen einen Ubergang zu einem
grundsténdigeren, auf Innovationen beruhenden Modell. Mit Reformen von
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Wissenschaft und Hochschulbildung wurde eine umfassende Restrukturierung
eingeleitet, um eine Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Industrie auszul sen.
Eine Bewertung dieser Reformen ist noch nicht moglich. Ein vermehrt ganzheitlicher
Ansatz ist notwendig, damit die Anstrengungen in Forschung, Innovation und
Industriepolitik aufeinander abgestimmt werden und damit sichergestellt wird, dass es
geeignete Instrumente gibt, mit denen der gesamte Innovationszyklus geférdert wird.

In alen Bereichen der polnischen Wirtschaft ist durch die Verbesserung der
Energieeffizienz noch sehr viel zu erreichen, insbesondere durch die Isolierung von
Gebauden; dadurch kénnte das Wachstum steigen. Das Stromnetz im Inland ist immer
noch Uberlastet, doch Plane, zusammen mit benachbarten Mérkten mehr
grenziberschreitende Kapazitdten zu schaffen, schreiten voran. Auf dem Gasmarkt
wird der Wettbewerb nach wie vor durch einige Faktoren behindert. Vor alem ist die
stufenweise Aufhebung der Preisregulierung noch nicht abgeschlossen, auf den
etablierten Versorger entfallt bei der Endkundenversorgung und im Grof3handel ein
Marktanteil von etwa 97 %, und 90 % der Erdgasimporte stammen aus Russland.

Trotz eniger Fortschritte wird das Wachstum in Polen durch die rickstandige
Verkehrsinfrastruktur nach wie vor enorm gehemmt. Grofere Stral3enbauvorhaben
sind vorangekommen, doch beim Schienennetz kommt es immer noch zu
weitreichenden Verzogerungen. Der Bedarf an Investitionen in die bauféllige
Schieneninfrastruktur ist betrachtlich und nimmt weiter zu; lediglich 36 % der ca.
20 000 km des noch genutzten Eisenbahnnetzes befinden sich in gutem technischem
Zustand. Bel der Nutzung des Wachstumspotenzials der Informations- und
Kommunikationstechnologien liegt Polen trotz seiner Bemihungen in letzter Zeit
immer noch weit hinter anderen Mitgliedstaaten zurlck. Bei der Festnetz-
Breitbandversorgung hat Polen EU-weit die niedrigste Quote, sowohl allgemein auf
nationaler Ebene als auch speziell in landlichen Gebieten. Ins Wasserleitungsnetz wird
nach wie vor nicht ausreichend investiert.

Die Leistung der polnischen Verwatung liegt unter dem EU-Durchschnitt. Die
Hauptprobleme sind mangelnde Transparenz, das komplexe Steuersystem und die mit
der Einhatung der Vorschriften verbundenen Kosten, die zunehmende
durchschnittliche Verfahrenslange in Zivil- und Handelssachen sowie lange
Insolvenzverfahren mit niedrigen Erlésguoten. Auch bei der Nutzung elektronischer
Behordendienste liegt Polen unter dem EU-Durchschnitt. Polen hat eine Reform
eingeleitet, mit der der Zugang zu reglementierten Berufen erleichtert werden soll; der
urspringlich angekiindigte Zeitplan wurde jedoch bisher nicht eingehalten.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Polens umfassend analysiert. Sie hat das Konvergenzprogramm und das nationale
Reformprogramm bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fiir eine auf Dauer
tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Polen beriicksichtigt, sondern
auch deren Ubereinstimmung mit EU-Vorschriften und -Leitlinien, angesichts der
Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische Steuerung der Européischen Union insgesamt
durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fir kiinftige nationale Entscheidungen zu
verstarken. Ihre Empfehlungen im Rahmen des Européischen Semesters spiegeln sich
in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 7 wider.
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Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Konvergenzprogramm Polens
gepriift; seine Stellungnahme’ hierzu spiegelt sich insbesondere in der nachstehenden
Empfehlung 1 wider —

EMPFIEHLT, dass Polen im Zeitraum 2013-2014

1.

die Haushaltsstrategie fur 2013 und darlber hinaus verstarkt umsetzt und sie mit
ausreichend spezifizierten Mal3nahmen fir 2013 und 2014 untermauert, um
sicherzustellen, dass das Uberméal3ige Defizit bis 2014 rasch und nachhaltig korrigiert
und die Konsolidierungsanstrengung gemald den Empfehlungen des Rates im
Rahmen des Defizitverfahrens verwirklicht wird; zwecks einer dauerhaften
Korrektur der Finanzungleichgewichte ehrgeizige Strukturreformen, die die
Anpassungsfahigkeit erhthen und dem Wachstums- und Beschéftigungspotenzial
Auftrieb geben wirden, glaubwirdig umsetzt; nach der Korrektur des Gberméaldigen
Defizits die Anstrengungen zur strukturellen Anpassung fortsetzt, so dass das Land
bis 2016 das mittelfristige Haushaltsziel erreichen kann; im Hinblick auf eine
Steigerung der Qualitét der offentlichen Finanzen Kirzungen wachstumsférdernder
Investitionen auf ein Mindestmal3 begrenzt sowie die Ausgabenpolitik neu bewertet
und dabei die Soziapolitik gezielter ausrichtet und die Kostenwirksamkeit und die
Effizienz der Ausgaben im Gesundheitswesen erhoht; die Einhaltung der
Steuervorschriften  verbessert, insbesondere durch effizienter  arbeitende
Steuerbehdrden;

dafir Sorge trégt, dass 2013 eine permanente, mit dem Européischen System
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen vereinbare Ausgabenregel verabschiedet
wird; Mal3nahmen zur Stérkung der Mechanismen der jahrlichen und mittelfristigen
Haushal tskoordinierung zwischen den verschiedenen Regierungsebenen ergreift;

verstarkte Anstrengungen zur Senkung der Jugendarbeitslosigkeit unternimmt (z. B.
durch eine Jugendgarantie), das Angebot an Aushbildungspldtzen und
praxisorientiertem Lernen sowie die Zusammenarbeit zwischen Schulen und
Arbeitgebern ausbaut und die Qualitdt des Unterrichts verbessert; die Strategie fir
das lebenslange Lernen umsetzt; durch Verbesserungen beim Ubergang von
befristeter in unbefristete Beschaftigung und durch die Einschrénkung der
uberméféigen Nutzung zivilrechtlicher Vertrage die Armut trotz Erwerbstétigkeit und
die Segmentierung des Arbeitsmarkts bekampft;

seine Anstrengungen zur Erhdéhung der Erwerbsbeteiligung von Frauen
aufrechterhdt, insbesondere durch Investitionen in bezahlbare, hochwertige
Kinderbetreuung und vorschulische Einrichtungen, mit denen eine solide
Finanzierung und qualifiziertes Personal sichergestellt werden; im Hinblick auf
Verbesserungen bei der sektortibergreifenden Mobilitét der Arbeitskréfte dauerhaft
angelegte Schritte zur Reform des Sozialversicherungssystems fir Landwirte
(KRUYS) ergreift; das besondere Rentensystem fir Bergleute auslaufen lasst und sie
ins allgemeine System Ubernimmt; die allgemeine Rentenreform mit Mal3nahmen zur
Forderung der Beschéftigungsfahigkeit dlterer Arbeitskréfte untermauert, um das
Austrittsalter aus dem Arbeitsmarkt anzuheben;

weitere Malinahmen fir ein innovationsfreundliches Umfeld ergreift und dabei
Forschung, Innovation und Industriepolitik besser miteinander verknipft,
revolvierende Instrumente und steuerliche Anreize weiterentwickelt sowie die

Gemal3 Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97.
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bestehenden Instrumente besser auf die verschiedenen Phasen des Innovationszyklus
ausrichtet;

die Energieerzeugungskapazitdten erneuert und ausbaut und die Effizienz in der
gesamten Energiekette steigert; den Ausbau der Stromnetze einschliefdlich
grenzuberschreitender Verbindungen beschleunigt und ausweitet und Hindernisse fir
den grenziberschreitenden Stromaustausch beseitigt; die Preisregulierung in der
Gasversorgung auslaufen lasst, um den Wettbewerb zu fordern; die Rolle der
Eisenbahnregulierungsbehtrde stérkt und deren Ressourcen erhdht sowie eine
wirkungsvolle Durchfihrung von Schieneninvestitionsvorhaben ohne weltere
Verzogerungen sSicherstellt; seine  Anstrengungen zur  Verbesserung der
Breitbandversorgung forciert; Verbesserungen in der Abfall- und Wasserwirtschaft
vornimmt;

weitere Schritte zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fur die Wirtschaft
vornimmt, d.h. Vereinfachung der Durchsetzung von Vertrédgen und der
Anforderungen fur Baugenehmigungen sowie Reduzierung der mit der Einhaltung
der Steuervorschriften verbundenen Kosten; Malinahmen zur geplanten
Liberalisierung des Zugangs zur Austibung freiberuflicher T&tigkeiten beschlief3t und
umsetzt.

Geschehen zu Brissel am [ ... ]

Im Namen des Rates
Der Prasident
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

